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Gegenanträge zu Tagesordnungspunkten müssen aufgenommen werden 
 
Vereine müssen in der Mitgliederversammlung das Rederecht der Mitglieder sorgsam be-
achten. Werden Stellungnahmen unterdrückt, führt das regelmäßig zur Anfechtbarkeit von 
Beschlüssen. 

Im Fall, den das Amtsgericht Düsseldorf (23.03.2021, VR 3058) verhandelte, hatte die Ver-
sammlungsleitung bei einer Online-Mitgliederversammlung die Rednerliste geschlossen, 
noch bevor Wortmeldungen möglich waren. Damit waren Gegenanträge unmöglich. 

Solche Gegenanträge – so das AG Düsseldorf – müssen aber grundsätzlich zugelassen wer-
den. Sie dürfen, wenn die Satzung das nicht ausschließt, selbst noch in der Mitgliederver-
sammlung gestellt werden, wenn sie einen inhaltlichen Zusammenhang zum angekündigten 
Tagesordnungspunkt aufweisen. 

Hinweis:  

Nach der vereinsrechtlichen sogenannten Relevanztheorie gilt, dass jeder Redebeitrag die 
Meinungsbildung der Versammlung wesentlich beeinflussen könnte. Selbst wenn die Stimme 
des nicht zugelassenen Redners bei der Auszählung keinen Ausschlag gegeben hätte, führt 
deswegen die Nichtzulassung regelmäßig zu einer Anfechtbarkeit der Beschlüsse. 

Das gilt z.B. auch, wenn Mitglieder von der Versammlung ausgeschlossen oder nicht eingela-
den werden. 

 
 

 
Rund um den Vereinsinfobrief 
Kopieren! Verwenden Sie einzelne unsere Beiträge für Ihre Newsletter, Publikationen oder 
Zeitschriften – kostenlos und unverbindlich.  
Einzige Bedingung:  
Sie verweisen mit einem Link am Ende des Beitrages auf www.vereinsknowhow.de. 


